
R e c h t s p r e c h u n g

Strafrecht
§ 20 StEG.
Zur subjektiven Seite bei Staatsverleumdung.
OG, Urt. vom 9. Juni 1959 - lb Zst 2/59.

Am Morgen des 28. Mai 1958 nahm der Angeklagte im 
Betrieb am Gemeinschaftsempfang der Rundfunkansprache 
des Ministerpräsidenten Otto Grotewohl teil. Dabei hörte 
er, daß über die landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften Typ III gesprochen wurde und von „Abschaf­
fung“ die Rede war. Den genauen Zusammenhang konnte 
er wegen der im Raum herrschenden Unruhe nicht erken­
nen. Er war aber der Auffassung, daß über die Abschaf­
fung der LPG Typ III gesprochen worden sei.

Am Nachmittag des gleichen Tages begab sich der An­
geklagte in die HO-Gaststätte in B. und nahm an einem 
Tisch Platz, an dem bereits die Zeugen M. und W. saßen. 
Zu diesen Zeugen äußerte er im Verlaufe der Unterhal­
tung über die von der Volkskammer beschlossenen Maß­
nahmen, er habe beim Gemednschaftsempfang im Betrieb 
gehört, daß die landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften Typ III abgeschafft werden sollten. Bei dieser 
Behauptung blieb er auch, nachdem ihm die Zeugen 
erklärt hatten, daß dies nicht stimmen könne. Er bekräf­
tigte seine Behauptung noch mit der Erklärung, daß er 
es selbst gehört habe und' die Zeitungen am nächsten Tage 
darüber berichten würden.

Das Kreisgericht hat den Angeklagten, der auf Grund 
dieser Äußerungen wegen Staatsverleumdung angeklagt 
worden war, freigesprochen. Es hat den Freispruch damit 
begründet, -daß zwar der objektive Tatbestand des § 20 
Ziff. 1 StEG erfüllt sei, jedoch kein Vorsatz vorldege, denn 
der Angeklagte habe nicht bewußt die Maßnahme oder 
die Tätigkeit staatlicher Einrichtungen verleumdet oder 
entstellt.

Auf den Protest des Staatsanwalts hat das Bezirksgericht 
am 13. August 1958 dieses Urteil im Schuld- und Straf- 
ausspruch aufgehoben und die Sache mit der Weisung, den 
Angeklagten wegen Staatsverleumdung zu verurteilen, zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung an die erste In­
stanz zurückverwiesen.

In der erneuten Verhandlung hat das Kreisgericht den 
Angeklagten am 30. Oktober 1958 wegen Staatsverleumdung 
zu drei Monaten Gefängnis bedingt verurteilt.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
des Urteils des Bezirksgerichts vom 13. August 1958 und 
des Urteils des Kreisgerichts Oschersleben vom 30. Oktober 
1958 beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat das subjektive Tatgeschehen 
ungenügend geprüft und ist dadurch zu einer unrichti­
gen rechtlichen Beurteilung der Handlung des An­
geklagten gelangt. Es ist in den Urteilsgründen von 
der richtigen Forderung ausgegangen, daß jeder Bür­
ger sich kritisch mit den gesellschaftlichen Erscheinun­
gen auseinandersetzen müsse und nicht gedankenlos 
Gerüchte verbreiten dürfe. Der Angeklagte habe leicht­
fertig und pflichtwidrig unwahre Behauptungen -auf- 
gestellt und auch in subjektiver Hinsicht den Tat­
bestand des § 20 StEG erfüllt.

Diese Rechtsansicht ist fehlerhaft, weil sie dazu 
führen würde, daß eine Staatsverleumdung auch fahr­
lässig begangen werden kann. Der Tatbestand -des § 20 
StEG fordert auf der subjektiven Seite jedoch stets 
Vorsatz. Es hätte also geprüft werden müssen, ob der 
Angeklagte die Unwahrheit seiner Behauptung erkannt 
hat und diese trotzdem verbreiten wollte, denn ein 
bestimmtes Bewußtsein und ein entsprechender Wille 
sind gleichwertige notwendige Elemente des Vor­
satzes. Die vom Angeklagten aufgestellte Behauptung, 
die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
Typ III würden abgeschafft, ist ihrem Inhalt nach ob­
jektiv geeignet, die Maßnahmen der Regierung zu ver­
leumden. Das Kreisgericht hat dies -im freisprechenden 
Urteil auch zutreffend dargelegt. Bei der Prüfung der 
Schuldfrage ist zunächst festzustelle-n, daß der An­
geklagte den Inhalt seiner Wahrnehmungen den Zeu­
gen M. -und W. auch mitteilen wollte. Eines der not­

wendigen Elemente des Vorsatzes, nämlich das Willens­
element, liegt somit vor.

Der Umstand, daß der Angeklagte auf eine angeb­
lich noch in der Zeitung zu erwartende Veröffent­
lichung hingewiesen und auch keine abfälligen Bemer­
kungen gemacht hat, läßt erkennen, daß er — offenbar 
aus mangelndem Verständnis für die Maßnahmen der 
Regierung am 28. Mai 1958 — tatsächlich von der Rich­
tigkeit seiner Behauptung überzeugt war. Er hat dem­
zufolge auch nicht in dem Bewußtsein gehandelt, daß 
seine Äußerungen Maßnahmen staatlicher Einrichtun­
gen verleumden oder entstellen. Die subjektive Seite 
des Tatbestands der Staatsverleumdung ist im vor­
liegenden Falle also nicht erfüllt. Der Angeklagte ist 
in der ersten Verhandlung vor dem Kreisgericht zu 
Recht freigesprochen worden, so daß das Bezirksgericht 
den Protest des Staatsanwalts als unbegründet hätte 
zurückweisen müssen.

§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO; §§ 29, 30 StEG.
1. Zur Prüfung der subjektiven Seite bei einem 

Wirtschaftsdelikt.
2. Die überhöhte Inanspruchnahme von Invest­

mitteln innerhalb der Ausgaben für das vorgesehene 
Investobjekt ist kein Verstoß gegen die Wirtschafts­
planung, sondern gegen das Volkseigentum.

3. Die Ausführungshandlung des „Entziehens“ von In­
vestmitteln als „Gegenstand, der wirtschaftlichen Lei­
stungen zu dienen bestimmt ist“, besteht in der Ver­
ausgabung von Investmitteln für Zwecke außerhalb 
des vorgesehenen Investvorhabens.

OG, Urt. vom 19. Februar 1959 - 2 Ust II 55/58.
Das Bezirksgericht hat den Angeklagten M. wegen eines 

fortgesetzten vorsätzlich begangenen Wirtschaftsvergehens 
nach § 1 Abs. 1 Ziff, 2, Abs. 2 WStVO sowie wegen eines 
Verstoßes gegen § 10 Abs. 1 WStVO und den Angeklagten 
Ma. wegen eines fahrlässigen und fortgesetzt begangenen 
Wirtschaftsvergehens nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 WStVO 
verurteilt.

Dem Urteil liegt im wesentlichen folgender Sachverhalt 
zugrunde: Der Angeklagte M. ist Inhaber des Tiefbauunter­
nehmens Kl., das seit einigen Jahren mit dem VE Braun­
kohlenwerk Groß-K. in Geschäftsverbindung steht und mit 
der Ausführung von Tiefbauarbeiten beauftragt war. In 
den Jahren 1956—1958 wurden von dieser Firma im Rahmen 
des Investitionsplans des VE Werkes die Verlegung von 
Wohnhäusern und -der Straße, der werkseigenen Kanali­
sation, der Bau von Klärgruben, einer Sportplatzanlage 
sowie der Neubau einer Verladerampe durch eine Gruppe 
von etwa 30 Arbeitern unter Leitung des Angeklagten Ma., 
der als Schachtmeister beim Angeklagten M. tätig war, 
durchgeführt. Bei größeren Projekten wurden jeweils nach 
Fertigstellung eines bestimmten Teilabschnitts von der 
Buchhaltung -der Firma Kl. Zwischenrechnungen ausge­
schrieben, die über die Investabteilung -des. Werkes aus 
Investmitteln beglichen wurden. Grundlage für die Teil­
rechnungen war das vom Angeklagten Ma. im Aufträge des 
Angeklagten M. jeweils vorgenommene Aufmaß der aus­
geführten Arbeiten. Für die Projekte der Verlegung von 
Wohnhäusern und der werkseigenen Kanalisation wurden 
in der Zeit von Januar 1957 bis April 1958 zwölf Teilrech­
nungen über 80 725,42 DM ausgestellt un-d vom Werk, bzw. 
durch die Investitionsbank, beglichen. Für den Neubau der 
Verladeanlage wurde ein Betrag von 8395 DM, für den Bau 
der Klärgruben ein Betrag von rd. 9000 DM in Anspruch 
genommen. Weitere Teilrechnungen in Höhe von 
90 359,60 DM betreffen -den Bau der Sportanlage. Darüber 
hinaus wurde von -der Firma Kl. noch eine Summe von 
1702 DM für einen Sondereinsatz ihrer Beschäftigten bei 
Verladearbeiten im Werk B. in Rechnung gestellt. Nach 
Angaben des Angeklagten Ma. ist dieser Einsatz im Auf­
träge des in diesem Verfahren wegen eines fortgesetzten 
fahrlässig begangenen Verstoßes gegen § 1 Abs. 1 Ziif. 2, 
Abs. 2 WStVO rechtskräftig verurteilten Angeklagten J., 
des stellvertretenden Leiters der Investabteilung des Wer­
kes, durchgeführt worden. Dem Verurteilten J. oblag als 
Verantwortlichem des Braiunkohlenwerks, gemeinsam mit 
dem Angeklagten Ma. die fertiggestellten Teilobjekte auf­
zumessen und das festgestellte Aufmaß zu unterschreiben. 
J. überließ diese Arbeit dem Angeklagten Ma. jedoch allein 
und unterschrieb ohne weitere Nachprüfung das Aufmaß­
protokoll wie auch nach Eingang der Rechnungen im An-

497


